
 
Amt Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 133/2012/AMT/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 06.07.2012 
Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/904-470 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanz- und Personalausschuss des Amtes 
Moorrege 

06.08.2012 öffentlich 

Amtsausschuss Moorrege 15.08.2012 öffentlich 
 
Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen 
 
Sachverhalt: 
Die noch zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen belaufen sich gemäß  
Anlage mit Stand vom 02.07.2012 im Verwaltungshaushalt auf 14.080, 62 €.  
Im Vermögenshaushalt liegen keine zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen 
vor. 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Deckung der Haushaltsüberschreitung ist gewährleistet durch Mehreinnahmen 
bzw. Minderausgaben bei anderen Haushaltsstellen.   
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanz- und Personalausschuss empfiehlt/der Amtsausschuss beschließt, die 
Haushaltsüberschreitungen im Verwaltungshaushalt mit 14.080, 62 € zu genehmi-
gen. Im Vermögenshaushalt liegen keine zu genehmigenden Haushaltsüberschrei-
tungen vor.  
 
 
 
___________________ 
Rißler 
 
Anlagen: 
Übersicht der Haushaltsüberschreitungen (Stand: 02.07.2012)  
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EUR EUR EUR EUR EUR
1 2 3 4 5 6 7 8

Verwaltungshaushalt

11300.570000 Obdachlosenunterbringung 
Kosten für Wiedereinweisung

1.000,00 2.459,00 1.459,00 0,00 1.459,00 Miete für Ersatzunterbringung einer 
Wohnungslosen nach Wohnungsverlust

42000.791000 Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz

40.000,00 52.621,62 12.621,62 0,00 12.621,62 gestiegene Asylbewerberzahlen; 
Teildeckung durch Kostenerstattungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz

Summe 41.000,00 55.080,62 14.080,62 0,00 14.080,62

14.080,62
Vermögenshaushalt

0,00

Anordnungssoll Mehrbetrag davon bereits 
genehmigt

Stand: 02.07.2012

noch zu genehmigen im Vermögenshaushalt  =

noch zu genehmigen im Verwaltungshaushalt  =

Haushaltsüberschreitungen des Amtes Moorrege

Bezeichnung der 
HaushaltsstelleHaushaltsstelle Begründung

noch zu 
genehmigen

Im Vermögenshaushalt liegen keine zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen vor!

Soll nach dem 
Haushaltsplan 
(einschließl. 
Nachtrags-
haushalt) 
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Amt Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 134/2012/AMT/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 06.07.2012 
Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/904-470 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanz- und Personalausschuss des Amtes 
Moorrege 

06.08.2012 öffentlich 

Amtsausschuss Moorrege 15.08.2012 öffentlich 
 
Information über geringfügige Haushaltsüberschreitungen im I. Halbjahr 
2012 
 
Sachverhalt: 
Der Amtsvorsteher ist ermächtigt, über- und außerplanmäßige Ausgaben im Sinne 
des § 82 Abs. 1 Gemeindeordnung zu leisten, wenn ihr Betrag im Einzelfall 1.000,--€ 
nicht übersteigt. Die Zustimmung des Amtsausschusses gilt in diesen Fällen als er-
teilt. Der Amtsvorsteher ist verpflichtet, dem Amtsausschuss mindestens halbjährlich 
über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach Satz 1 zu berich-
ten.  
Die geringfügigen Haushaltsüberschreitungen des I. Halbjahres 2012 belaufen sich 
auf  1.173,11 €. 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Deckung der geringfügigen über- und außerplanmäßigen Ausgaben ist durch die 
Deckungsreserve sowie Mehreinnahmen und Minderausgaben bei anderen Haus-
haltsstellen gewährleistet.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Information des Amtsvorstehers nach § 4 der Haushaltssatzung für das I. Halb-
jahr 2012 wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
___________________ 
Rißler 
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Anlagen: 
Übersicht über die geringfügigen Haushaltsüberschreitungen des I. Halbjahres 2012  
 
 
 



Haushaltsstelle Bezeichnung der 
Haushaltsstelle

Soll nach dem 
Haushaltsplan 

(einschl. 
Nachtrags-
haushalt)

Anordnungssoll Mehrbetrag
davon bereits 

berichtet/ 
genehmigt

noch zu 
berichten B e g r ü n d u n g

€ € € € €
1 2 3 4 5 6

Stand: 02.07.2012

02000.655000 Gerichts- und 
Rechtsanwaltkosten

500,00 578,38 78,38 0,00 78,38 Rechtsanwalthonorar für Rückforderung von 
Sanierungsgelder zur VBL 2002 - 2005 

02000.661000 Mitgliedsbeiträge 8.500,00 9.093,82 593,82 0,00 593,82 gestiegene Mitgliedsbeiträge für kommunalen 
Arbeitsgeberverband sowie Schleswig-
Holsteinischen Gemeindetag 

06000.520020 Wartungskosten für 
Alarmanlage des 
Serverraums

500,00 1.000,91 500,91 0,00 500,91 Sonderwartung und notwendiger Einsatz von 
neuen Batterien für die Alarmanlage

Gesamt 9.500,00 10.673,11 1.173,11 0,00 1.173,11

1.173,11Summe des Berichts gemäß § 4 der Haushaltssatzung

Der Amtsvorsteher ist ermächtigt, über- und außerplanmäßige Ausgaben im Sinne des § 82 Abs. 1 Gemeindeordnung zu leisten, wenn ihr Betrag im 
Einzelfall 1000,-- € nicht übersteigt. Die Zustimmung gilt in diesen Fällen als erteilt. Der Amtsvorsteher ist verpflichtet, den Amtsausschuss mindestens 
halbjährlich über die geleisteten geringfügigen über- und außerplanmäßigen Ausgaben zu informieren. 

Amt Moorrege

Information des Amtsvorstehers
für das I. Halbjahr 2012 gemäß § 4 der Haushaltssatzung
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Amt Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 132/2012/AMT/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 16.05.2012 
Bearbeiter: Maren Jakobeit AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanz- und Personalausschuss des Amtes 
Moorrege 

06.08.2012 öffentlich 

Amtsausschuss Moorrege 15.08.2012 öffentlich 
 
Prüfung der Jahresrechnung 2011 und Feststellung des Ergebnisses für 
das Amt Moorrege 
 
Sachverhalt: 
siehe Niederschrift über die Prüfung der Jahresrechnung 2011 v. 25.04.2012. 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 Der Finanz- und Personalausschuss empfiehlt, 
der Amtsausschuss stellt die Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2011, die im 
Verwaltungshaushalt mit Einnahmen und Ausgaben in Höhe von je 2.845.941,98 € 
und im Vermögenshaushalt mit Einnahmen und Ausgaben in Höhe von je  
61.185,94 € abschließt, fest. 
 
 
 
___________________ 
Jakobeit, Maren 
 
 
Anlagen:  Feststellung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung 
                 Niederschrift über die Prüfung der Jahresrechnung am 25.04.2012 
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Lfd. Datum der Bemerkungen
Nr. Anweisung

1 06000.935000 28.07.2011 Die Kosten in Höhe von 3.925,81 € für die Beschaffung 
eines HP-Notebooks für den Administrator werden als 
hoch empfunden.

2 06000.935000 29.08.2011 Die Kosten in Höhe von 2.260,41 € für die Beschaffung 
eines HP-Notebooks für den LVB werden als hoch 
empfunden.

Wie begründet sich der hohe Preis für die beiden 
Notebooks?

Haben mehrere Angebote vorgelegen bzw. eine 
Preisumfrage stattgefunden?

Die Kosten zu lfd. Nr. 2 beinhalten neben dem Notebook auch die technische Ausrüstung
(Docking-Station) am Büroarbeitsplatz des LVB. Durch das Notebook entfällt die Vorhaltung
von separater Büro-Hardware. Mit der eingesetzten Technik ist der LVB auch außerhalb der
üblichen Bürozeiten (z.B. Wochenende, Urlaub, Dienstreisen etc.) per Mail erreichbar und kann
jederzeit dienstliche Tätigkeiten verrichten. Das Notebook wird zudem auch bei besonderen
Sitzungen und Tagungen verwendet, so dass Druckkosten und Papier eingespart werden. 

Prüfung der Jahresrechnung 2011 durch den
Rechnungsprüfungsausschuss des Amtes Moorrege

am 25.04.2012

Haushalts-
stelle

Antwort der Verwaltung 

Es ist richtig, dass man den Preis als sehr hoch ansehen kann, wenn man von Standardgeräten
ausgeht. Es handelt sich hierbei jedoch um hochwertige bzw. sehr hochwertige Geräte, die
hohen technischen Anforderungen und der Datensicherheit gerecht werden müssen.

Das Gerät zu lfd. Nr. 1 wird insbesondere für Administratorenzwecke im Amt Moorrege
eingesetzt. Als Administrator wird gleichzeitig über mehrere Server gearbeiten. Außerdem
werden Überwachungssoftware und Userhelpdesk bedient sowie zu Testzwecken auch interne
virtuelle Maschinen. Dafür ist eine hohe Performance (z.B. Arbeitsspeicher, Taktung,
Betriebssystem ...) und Sicherheit notwendig, die Standardgeräte nicht bieten können.
Ferner dient das Notebook als Arbeitsgerät bei der Heimarbeit. Für die intensive und lang
andauernde Arbeit ist ein großer hochauflösender Monitor notwendig, den nur ein solches
Gerät wirklich gut bietet.

Für beide Notebooks wurde eine längere Garantiezeit (3 Jahre vor Ort-Service) vereinbart, die
bei derartigen Geräten angemessen ist.  

Im Rahmen der Beschaffung der Notebooks wurde eine Preisumfrage bei mehreren Anbietern
durchgeführt. 
Vergleichbare Geräte wurden angeboten. Die jeweils günstigsten Anbieter erhielten den
Zuschlag.

Seite 1



Lfd. Datum der Bemerkungen
Nr. Anweisung

3 06000.562000 21.03.2011 Im Rahmen der Fahrtkostenabrechnung für den 
Ausbildungsabschlusslehrgang sind Fahrten zur 
Verwaltungsakademie Bordesholm mit dem Wert für 
Einzelfahrkarten abgerechnet worden.
Wäre eine bzw. mehrere Monatsfahrkarten 
(Fahrpreisermäßigung) günstiger gewesen? 

Moorrege, d. 25.04.2012 / 03.05.2012
Amt Moorrege      

Der Amtsvorsteher  
i.A. Neumann

Haushalts-
stelle

Antwort der Verwaltung
Entsprechend dem Bundesreisekostengesetz besteht bei ausbildungsbedingten Fahrten ein
Anspruch auf Fahrtkostenerstattung. Bei der Abrechnung der Fahrtkosten wurde auch der
Einsatz von Monatsfahrkarten geprüft. Der Auszubildende wohnt in Haselau. Um nach
Bordesholm zu kommen, ist eine Busfahrt zum Bahnhof Tornesch oder Elmshorn notwendig.
Durch die Querung mehrerer Tarifzonen ist es tatsächlich günstiger, mit Einzelfahrkarten zu
rechnen. 
Eine Monatskarte im vergünstigten Tarif für Azubis wäre nur im Bereich des HVV buchbar
gewesen, also nur bis zum Bahnhof Tornesch oder Elmshorn. In diesem Fall waren
Einzelfahrkarten aber günstiger. Eine Monatsfahrkarte für Azubis lag bei rund 60 €. Bei aber nur
8 Fahrten im Monat (4 Hin und 4 Rück) á 1,80 € lagen die Gesamtkosten für die Einzelfahrkarten
deutlich unter 60 €. Für die Strecke Tornesch/Elmshorn-Bordesholm (Bahnfahrt) gibt es keine
Vergünstigung durch Monats- oder Wochenkarten. Hier bleibt es somit bei Einzelfahrkarten á
12,10 €.
Da sich der Unterricht in der Verwaltungsakademie Bordesholm über 11 Wochen erstreckt,
ergab sich eine Fahrtkostenerstattung in Höhe von insgesamt 305,80 €.
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Schriftverkehr zum Thema „Fahrstuhl im Amtshaus“ 
 
Wie ich ja bereits berichtet hatte, kann unser Fahrstuhl aus statischen Gründen nun 
doch nicht im Hause errichtet werden. 
 
Daraufhin wurden neben dem geplanten Standort für den Bau am Ende des Flures 
FT 4 / FT 5 aufgrund von Vorschlägen aus dem Hause auch mögliche Alternativen 
geprüft. 
 
Leider sind für den Bau auch diverse Genehmigungen erforderlich, die uns die 
kostengünstige Fahrt in den Keller vereiteln. 
 
Ich persönlich war sogar bereit, dass wir nur gebückt den Fahrstuhl im Keller 
verlassen können, aber Hauptsache er fährt dorthin. 
 
Das wurde uns aber auch nicht genehmigt. 
 
Für den Fahrstuhl hat uns der Amtsausschuss 50.000 Euro bereitgestellt. 
 
Der Anbau wird aber nach jetziger Planung 51.000 Euro ohne Anbindung des Kellers 
kosten. 
 
Diese 1.000 Euro werden wir an anderer Stelle erwirtschaften müssen. 
 
 
Die Anbindung des Kellers kostet 18.000 Euro mehr. 
 
Nach Rücksprache mit dem Amtsvorsteher ist dann heute festgelegt worden, dass 
wir leider auf die Kelleranbindung verzichten müssen. 
 
Aus den vorgenannten Gründen bitte ich um Verständnis! 
 
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Das Amtshaus gibt es schon so viele Jahre ohne Fahrstuhl ! Warum wartet man jetzt 
nicht noch eine Zeit, bis genügend Geld vorhanden ist, um dann die vernünftige 
Lösung realisieren zu können. 
 
So wird so viel Geld ausgegeben für eine halbe Sache. 
 
------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Wäre das eine Option, dass wir die Gelder für dieses Jahr übertragen und für das 
nächste Jahr einen Nachschlag fordern? 
 
Dann bitte einen TOP „Fahrstuhl für das Amtshaus“ auf die Tagesordnung setzen. 
 
---------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
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Welcher Nutzen wäre mit einem Zugang zum Keller per Fahrstuhl verbunden. 
 
Wie oft müssen die Kolleginnen und Kollegen des Amtes in den Keller und tragen 
Material oder Akten dort hin ? 
 
Ist es nur zum Jahreswechsel beim Austausch und Archivierung der Akten oder 
kommt es ständig vor. 
 
Eine zusätzliche Ausgabe von EUR 18.000,00  = 35 % der Gesamtkosten muss 
stichhaltig begründet werden. 
Ohne eine nachvollziehbare Begründung werden sich für diese Mehrkosten nur 
schwer Mehrheiten finden. 
 
Deshalb sollte vor der nächsten Sitzung überlegt werden, ob die Mehrausgabe 
wirklich notwendig und nicht nur wünschenswert ist. 
Wenn der Fahrstuhl bis zum Keller seitens der Mitarbeiter für zeitsparend und 
hilfreich angesehen wird, müssen die Argumente zusammengeführt werden. 
 
Einen Fahrstuhl in erster Linie für behinderte Hochzeitsgäste ist auf Dauer nicht 
sinnvoll. 
 
Eins ist auch klar, ein Fahrstuhl verursacht hohe Betriebskosten und 
Wartungsaufwand. 
 
Die Ausführung gibt noch keine klare Aussage wider; mir fehlen im Augenblick noch 
die Argumente für die Mehrausgabe. 
 
-------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Gründe für einen Fahrstuhl bis in den Keller: 
 
 
Transport von : 

- Akten 
- Papier, Büromaterial          für 7 Teams !! 
- Getränke 

 
- Lieferungen von z. B. Computern und Zubehör (Drucker u.s.w.) oder anderer 

Ware (leichter Zugang über die Garagenzufahrt in den Keller bei großen 
Paketen oder Paletten). 
 

- Reinigungsmaterial bzw. –wagen der Reinigungskräfte (täglich) 
 

- behinderten Mitarbeitern (im Keller befindet sich auch der Sozialraum, wo zum 
teil auch Fortbildungen und Personalversammlungen stattfinden.) 
 

- Geschirr bei Veranstaltungen aus dem Keller in die Obergeschosse oder 
umgekehrt 
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